


























schaftsgebietes in der Gegenwart - das Hauptmerkmal der 
neuen, dritten Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalis­
mus - verändert in bestimmter Weise die Formen und Metho­
den der imperialistischen Wirtschaftspolitik: da Militarisierung 
und Kriege dank der klugen und lbesonnenen Politik der 80-
wjetunion und der anderen antiimperialistischen Staaten als 
Mittel der gewaltsamen Lösung von 'ökonomischen Wider­
sprüchen immer mehr an Wirkungsradius verlieren - ohne 
daß dabei die ökonomische Wurzel solcher Erscheinungen 
selbst beseitigt wird -, sind die Monopole gezwungen, mittels 
eines breiten und auch differenzierten Systems staatsmono­
polistischer Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß zyklisch-akute 
auf ständige (chronische) bzw, länger dauernde (·zyklisch-tem­
poräre) Kr:isenerscheinungen zu "verlagern". Diesem Ziel 
dient neben der Schaffung staatsmonopolistischer Märkte 
(z. B. Agrarmarkt, Rohstoffmarkt) auch die Bildung regio­
naler Wirtschaftsblöcke, um den e'igenen Albsatzmarkt zu 
Lasten der "Drittländer", d. h. der außerhalb der "Integration" 
stehenden Staaten, zu erweitern. 

Zweitens stellt die wachsende ökonomische überlegenheit 
des Weltsozialismus - nicht zuletzt durch die zunehmende 
Effektivität der wirtschaUlich.en Zusammenarbeit der Gemein­
schaft der sozialistischen Länder ...:.. eine weitere wesentliche 
Ursache für .das Bestreben dar, die inneren Widersprüche des 
modernen Kapitalismus zeitw eise zugunsten der Bildung einer 
geschlossenen Front im ökonomischen Wettbewerb zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus in den Hintergrund zu stellen. 
Dieses zeitweilige Zusammengehen imperialistischer Industrie­
staaten schließt die gleichzeitige Tendenz nach "Desin tegration", 
d. h. nach Auflösung des' Wirtschaftsblock.s, ein. Allerdings 
muß dabei beachtet werden, daß ein solcher Prozeß nicht nur 
langfristig, sondern auch sehr kompliziert und über mehrere 
Zwischenstufen hinweg in spezifischen Formen verläuft. Der 
Sozialismus beeinfiußt diese Entwicklung, die in ständigen 
Konßikten zwischen der begrenzten Interna tionalisierung im 
WirtschaftsblocJ\. und den nationalen Wirtschaften erfolgt, 
zwar nicht primär, aber doch tempo- und gradmäßig. 

Aus diesen besonderen Ursachen heraus beruht die imperia­
listische Integration in Gestalt der EWG auf politischen und 
ökonomischen Grundlagen, die von vornherein Widersprüche 
und Desintegrationsbestrebungen zur Folge haben. Im Gegen­
satz zum sich herausbildenden einheitlichen 
organismus der sozialistischen Staaten umfaßt zwar die EWG 
nur (imperialistische) Industriestaaten, die jedoch - bei 
einstimmenden Produktionsverhältnissen - untersch iedliche 
poli tische und wirtschaftliche Interessen vertreten . Diese 
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laufen Pl'i.nzip auf das Streben nach Weltmacht und Vor­
machtstellung hinaus und sind in vielfältiger Weise mit mili­
tärpolitischen Erwägungen verflochten. Die unterschiedliche 
Interessen lage der EWG-Mitgliedsländer bedingt .gleichzeitig 
ein w iderspr üchliches Verhä ltnis zwischen E\VG- und Binnen­
markt. In diesem Zusammenhang stellen .die Versuche, durch 
die EWG und die "Integrations"politik die nationale Souveräni­
tät zugunsten supranationaler Organisationen einzuschränken, 
nur den Deckmantel für das Vormacl1tsh'eben des einen oder 
anderen EWG-MitgliedSlandes dar. Die Montan-Union als eine 
der Vorstufen der EWG auf dem Gebiet des Stahlmarktes 
liefert genügend Beispiele dafür, wie Entschei.dungen der 
"Hohen Behördeu schließlich nur von den engen Konkurl'e nz­
absichten z. B. der französischen gegenüber den westdeutschen 
Stahlmonopolen diktiert waren. 

Die Widersprüchlichkeit zwischen monopo'listischer 
grat ion" und Entwicklung der nationalen Märkte - als Teil­
problem der Gegensätze bei der "Integration" überhaupt -
tritt in der Gegenwart V01' allem unter folgenden Aspekten au f : 

1. Obwohl als Aufgaben der EWe eine "schrittweise An­
näherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten, eine 
harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens sowie eine be­
ständige und ausgewogene Wjrtschaftserwei'terung" (Artikel 2 
des EWG-Vel'trages) genannt werden, stellt die EWG primär 
eine ZoH-Union dar. Das geht deutlich aus den Maßnahmen 
zur "Integration" hervor: Abbau der Zölle zwischen den Mit­
gliedsländern, gemeinsamer Zoll tarif gegenüber Dri ttländern, 
gemeinsame Handelspolitik gegenüber Drittländern. Koordi­
nierung der Wirtschaftspolitik, Liberalisierung des Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, "Schutz vorVerfälschun­
gen .des Wettbewerbs". Entscheidendes Instrument ZUl' Bildung 
dieses Tegionalen Marktes ist also die Zollpolitik: Innel'haib 
des Marktes soll sich ein Preisniveau ohne ZollbelasLunge n 
herausbilden, von dem dann die Wirkungen auf die Konkul'­
renzfähigkeit der einzelnen Waren und damit auf die Wirt­
schaftsstruktur ausgehen sollen. 

Daraus .geht zunächst hervor, daß durch einen langwierigen 
Prozeß "Anpassung" der jeweiligen nationalen Zweige 
an die Bedingungen des neuen Pre.ispegels die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedsstaaten von a.ußen hergestellt werden. 
d. h . . von der Zirkulationssphäre her, ohne vorherige Ab­
stimmung auf dem Gebiet der Produktion und in der Rege l 
- sofern keine internationa'len Monopolbildungen vorliegen -
zufällig und spontan, ohne daß also die jeweiligen nationalen 
Bedingungen immer beaChtet werden. Das fü\hrt dazu, daß 1n-
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folge der historisch entstandenen Struktur der Wirtschaft der 
"Sechser-Gemeinschaft" bei einer Fülle von gleichartigen Pro­
dukten (Maschinenbau, Textilien, PKW, Elektrotechnik) ein 
Zusammenprall im Konkurrenzkampf auf dem "vereinigten 
Markt" unvermeidlich ist, der "Schutzmaßnahmen" (z. B. Sub-' 
ventionen, Steuererleichterungen usw.) in versteckter Form be­
dingt und gleichzeitig die Versuche einzelner Staaten fördert, 
die Führung in der EWG zu übernehmen. 

Eine starke Position innerhalb dieses Blocks haben die west­
deutschen Monopole inne, die zur Hegemonie auf den Welt­
märkten streben. Schon heute ist die I ndustriepl'oduktion 
Westdeutsch lands ebenso groß wie die Frankl'eichs und Italiens 
zusammengenommen, wobei ihr übergewicht gegenüber 
F rankreich sich seit 1957 merklich ver.größert hat. Auf den 
Anteil Westdeutsch lands entfallen 45 Prozent der Industl'ie­
produktion aller Länder des "Gemeinsamen Marktes", 46 Pro­
zent der Stahlgewinnung, 40 Prozent der Zementproduktion, 
42 Prozent der Energieerzeugung und 51 Prozent der Kraft­
wagenproduktion. Von den 43 größten T rusts Westeuropas 
sind 22 \V'estdeutsche Trusts, und von den zehn führenden 
Monopolen haben acht ihren Hauptsitz in WestdeutschJand. 
Die Versuche Westdeutsch lands, 'auf dem .,Gemeinsamen 
Marke' seine absolute Herrschaft zu errichten, st-oßen bei 
Frankreich und anderen Ländern auf Widerstand. Diese Wider­
sprüche werden durcl1 die politische Rivalität verschärft. Sie 
zeigt sich u. a. in Meinungsverschiedenheiten und Streitereien 
über die Bormen der politischen Union der EWG-Länder. 

Diese Formen und Methoden der Herausbildung eines I'egio­
nalen Wirtsroaftsl1locks unter den Bedingungen des Wider­
spruchs zwischen den einzelnen nationalen Marktbedingungen, 
des Feh.lens jeglicher planmäßiger Produktionsspezialisierung 
und -kooperation führen auch dazu, daß der Intel'Oationalisie­
l'ungsprozeß nicht komplex alle Bereiche umfaßt, sondern 
einige bewußt ausklammert. Ein deutliches Beispiel dafür ist . 
die Währungspolitik unp eier Vorschlag für eine EWG­
Wä'h rungsunion. Bestimmte imperialistische Kreise gehen da­
von aus, daß nach Wegfall der Zölle und bei einer "Harmoni­
sierung" des Steuersystems Valutakursveränderungen solche 
Verzerrungen der gegenwär tigen Konkul'renzbedingungen her­
vorrufen, die schließlich den "Gemeinsamen Markt" in Frage 
stellen würden. Zu den geplanten Maßnahmen gehören die 
Einrichtung eines Konsultationsverfalhrens über die Anwen­
dung währungspolitischer I nstrumente, feste Kursrelationen 
zwischen den EWG-Ländern, die Bildung eines Wä'hrungs­
reserve-Pools USW. Vor allem die westdeutschen Bankmono­
pole, an ihrer Spitze Abs und Blessing, lehnten diesen Vor-
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schlag als zu weitgehend ab, da die Währungspolitik ein "Re­
servat nationaler Souveränität", eine "nationale Intimsphäre" 
sei. 

2. Für die EWG und die monopolistische "Integration" über­
haupt ist es typisch, daß sich nur Länder mit möglichst ange­
nähertem Niveau del- Produktivität, d. h. vor allem moderne 
Industriestaaten mit ungefähr gleichen Ausgangspositionen im 
Konkurrenzkampf. zusammengeschlossen haben. Das bedingt 
eine Reihe spezifischer Formen des Verhältnisses zwischen 
EWG- und Binnenmarkt. 

\ Vichtig e Entwicklung·sda tcn der EWG-8taaten 1958-1963 

1958 = JOO In dustrie- Natio- Konsum- G eld- Devisen-
produktion n alein - güter umlauf reserven 

kom. l ) preise 

Westdeutschland 142·) "I50 112 157 135 
Frankreicl1 129 131 124 198 490 
.Italien 169 145 117 205 160 
Niederlande 135') 130 11 3 141 150 
Belgien 137') 118 106 133 140 
Luxemburg 119') 118 105 133 140 

Quelle: IWF, International Financial Statistics April 1964, UN, 
Monthly Bulletin of Statistics, März 1964 ' 
-) nur II!. Quartal 1963 
t) nur 1962 

Aus den wichtigsten Entwicklungsziffern der EWG-Staaten 
wird sichtbar, daß zwar im Bereicll der Produktion und des 
Nationaleinkommens bestimmte übereinstimmende Tenden­
zen bestehen, die jedoch durch die inflationistische Entwicklung 
(Verhältnis Geldumlauf-Industl'ieproduktion als grober An­
haltspunkt) in das Gegenteil gekehrt werden. GegenWärtig 
drücken sich also die sch roffen Widersprüche zwischen EW'G­
und Binnenmarkt gerade in .einer wachsenden Entw.ertung der 
nationalen \Vährungen aus, dje ihrerseits den durch die Zoll­
un ion mit Abschaffung der Binnenzölle und gemeinsamem 
Außenzoll erreichten Effekt auf die Vereinheitlichung der 
P reise wiederum kompensiert, ja sogar überkompensiert. Der 
EWG-Markt ist damit el'llsthaften Störungen ausgesetzt, die 
von den nationalen Märkten ausgehen. 

3. Für die monopolistische "Integration" ist ferner typisch, 
daß die Tendenz zm- Internationalisierung gerade zugunsten 
der Monopole in der Industrie ausgenutzt wird, während die 
Verschärfung des Konkurrenzkampfes sog. "unproduktive" 
Betriebe (d. h. Betriebe in den nichtmonopolisierten Bereichen, 
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wie kleine und mittlere kapitalistische Produzenten) weitest­
gehend ausschaltet. Die "E\VG-Agrarmarktordnung" ist ein 
deutlicher Beweis dafür, wie ganze nationale Zweige durch die 
"Integration" benachteiligt und sogar in ihrer Existenz bedroht 
werden. 

Die "Gemeinsame Agrarpolitik" der EWG geht davon aus, 
den Zollschutz für die nationale Landwirtschaft durch ein 
kompliziertes System von "Abschöpfungen" zu ersetzen und 
gleichzeitig Importe 'aus "Drittländern" nur bei rnangelndel' 
Eigenproduktion zu ennöglichen. Das führt nicht nur zU!' 
Schädigung der eigenen Landwirtsdlaft, sofern durch den "Ge­
meinsamen Agrarmarkt" bisher ferngehaltene Agrarprodukte 
der anderen EWG--Staaten den eigenen Markt überschwem­
men, sondern auch zur Verteuerung der Einfuhren, indem näm­
lich die bisherigen Niedrigzoll-Länder infolge der Ang1eichung 
der Außenzölle bei Importen aus Drittländern hö'here Preise 
bezahlen müssen. In diesem Zusammenhang muß -darauf hin­
gewrjesen werden, daß die Angleichung der Außen zölle für 
Frankreich und Italien in der Regel eine Zollsenkung, für 
Westdeutschland und die übrigen Staaten der EWG dagegen 
eine Zollel'höhung bedeutet. 

4. Die Bildung regionaler imperialistischer Wjrlschaftsblöcke 
ist auf das engste mit der Diskriminierung der außerhalb der 
.. Integration" stehenden Länder verbunden. Wä'hrend die Ge­
m einschaft der sozialistischen Länder alles unternimmt, um 
die wirtschaftliche Einheit im sozialistischen Lagel" zu festi­
gen und gleichzeitig uie außen wirtschaftlichen Beziehungen zu 
den nichtsozialistischen Ländern auszubauen, ist die Politik 
der imperialistisdlen Integration auf die Spaltung des inter­
nationalen Marktes gerichtet, indem eine Verlagerung des 
Handels in die Zollunion hinein erfolgt: die Preise der EWG­
Länder l'iegen zwar z. B. über den Weltmarkt- und anderen 
internationalen Preisen, jedoch unter den durch Zölle el·höhten 
Preisen. Diese Diskriminierung ha t eine Fülle von Wider­
sprüchen und Konflikten zur Folge: 

a) Durch die Einführung eines einheitlichen AußenzoJls in 
den Ländern des Gemeinsamen Marktes sowie durch den Ab­
bau der Binnenzölle haben sich die Bedingungen f ür den Ex­
port vieler am e r i k a n i s eh e r Waren nach Westeuropa 
versch lechtert. So hat sich der Anteil der USA an den EWG­
Importen von OIen und Fetten. -zwischen 1959 und 1962 von 
25 auf 12 Prozent veTmindert. Ein Symptom für das gespannte 
Verhältnis zwischen den USA und der EWG ist del" "Hähn­
chenkrieg", dem nun ein "Reiskrieg" zu folgen scheint. 

Man muß fernel" beachten, daß der Anteil der USA an der 
Industrieproduktion, am internationalen Handel und an den 
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Goldreserven der kapitalistischen Welt stark gesunken ist und 
weiterhin sinkt. Nachdem der Beitritt Gr.oßbri tanniens und 
einer Reihe anderer Länder zum "Gemeinsamen Markt" wahr­
scheinlich 'wurde, begann sich - erstmals in den Nachkriegs­
jahren - die Möglichkei t der Schaffung eines westeuropäischen 
imperialistischen "Kraftzentrums" abzuzeichnen, das - seinen 
Menschen- und Materialressourcen, dem Umfang der Industrie­
produkmon und des Außenhandels nach - oen Vereinigten 
Staaten nahekoml'nt. Gleichzeitig begannen Westdeutsch land. 
Frankreich und in gewissem Maße auch Italien, Ansprüche auf 
eine größere RQlle bei der Ausarbeitung del- "globalen" Politik 
der NATO zu erheben. Frankreich und Westdeutschland sb"eben 
offen nach dem Besitz einer eigenen "strategischen Kern­
waffe". 

Die Vereinigten Staaten stellen sid1 das Ziel, das mili­
tärisch-politisd1e Bündnis des Westens unter ihrer Ägide zu 
festigen. Die amerikanischen Imperialisten betrach ten die euro­
päische "In t.egrationU als eine miJoitärisch-politische Bastion 
gegen den Weltsozialismus und die nationalen Befreiungs­
revolutionen und versuchen, von den eigenen strategischen 
Aufgaben ausgehend, die Spaltung Westeuropas zu über­
winden. Zu diesem Zweck: drängen sie Großbritannien und 
eine Reihe anderer westeuropäischer Länder zum Ansdlluß an 
den Gemeinsamen Markt und führen einen K'Ümplex mili­
tärisch-politischer, wirtschaftlicher und organisatorischer Maß­
nahmen durch_ Sie sind bestrebt, die zentrifugalen Tendenzen 
im Nordatlantikblock: zu unterdrücken und die "gegenseitige 
Bürgschaft" seLner Partne r zu verstärken, wozu insbesondere 
die Umwandlung der NATO in die "vierte Atommacht" forciert 
wird. 

Gleichzeitig versuchen die herrschenden Kreise der USA, 
sich in gewisser Form auch ökonomisch dem "Gemeinsamen 
Markt anzunähern. Der el'ste Schritt in dieser Richtung ist das 
im USA-Kongreß beschlossene Gesetz, das den Präsidenten 
ermä!'.htigt, die Einfuhrzölle für Waren, die Westeuropa an die 
Vereinigten Staaten verkauft, im Austausch gegen ent­
sprechende Zugeständnisse <ler EWG-Länder zu senken oder 
völlig aufzuheben ("Trade Expansion Act") . Auf diese Weise 
will die USA-Regierung den amerikanischen Monopolen leich­
teren Zutritt zu den Märkten der westeuropäischen Länder 
und ihrer ehemaligen Kolonien verschaffen. 

b) Mit Hilfe der "In tegration" streben die Monopole danach, 
ihre Anstrengungen zy vereinen, um unter Anwendung 
modernisierter Methoden eine k 0 11 e k ti ve Aus b e u tun g 
der s c h w ach e n t wie k e I te n L ä n der Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas zu organisieren. 
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Einige schwach entwickelte Länder stehen jetzt vo r der Ent~ 
scheidung, ob sie dem "Gemeinsamen Markt" beitreten saUen 
oder nicht. Besonders aku t ist' diese Frage für die ehemaligen 
afrikanischen Kolonien Frankreichs und Großbritanniens 
deren Wirtschaft von ihren früheren Metropolen stark ab~ 
hängig ist. 

Den schwach entwickelten Ländern, die sich für einen An­
schluß an den "Gemeinsamen Markt" entscheiden sollten wilrd 
dur~ den Verh'ag von Rom eine untergeordnete Stellu~g zu­
gewiesen. Es ist vörgesehan, daß sie nich t als vollberechtigte, 
sondern als sogenannte "assoziierte" Mitglieder aufgenommen 
werden sollen. Ihnen wird das Recht eingeräumt ihre land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse zollfrei nach den Länd~rn des. Ge­
meinsamen Marktes" ,au szuführen . Da der Außenhande.I·' der 
s~:vach entwickelten Länder von den Monopolen der imperia­
hshschen Staaten kontrolliert wird, trägt di.ese Maßnahme 
noch mehr dazu bei , die Einseitigkeit der nicht selten auf 
Monokultur basierenden Wirtschaft der ehemaligen Kolonien 
u~d Halbkolonien zu konservieren. Gleichzeitig stößt die Ent­
wlcklung der Industrie in den "assoziierten" Ländern auf 
ernste Hindernisse, da der Import von Fertigerzeugnissen aus 
den Ländern des "Gemeinsamen Marktes" die Möglichkeit des 
Wachstums der ein h eimischen Industnie, dde des' Zollschut.zes 
beraubt ist, untergrä'bt. . 

Als Beispiel für die Diskriminierung seien hier dIe latein­
amerikanischen Länder angeführt ; in Argentinien werden 
16,5 !Prozent der Agrarexporte durch die EWiG-Marktordnun­
gen gefährdet (Fleisch, Getreide). Das Assoziierungsalbkommen 
beeinträchtigt in Brasilien 9,5, in den mittelamerikaniscl1en 
Staaten 21,3, in Kolumbien 18,2 und in Ecuador 32,3 Prozent 
der Agrarexporte. 

c) Schließlich 'unterwirft die EWG den Hand~l mit den 
so z i al i s t ·i sc h e n L ä n der n Bedingungen die noch 
stär·ker diskriminierenden Charakter tragen als d'ie EWG-Be­
s.~immunge~1 f~r den Handel mit den kapitalistischen Dritt­
l~n?ern. DI.~ Emfuhr derjenigen Agrarerzeugnisse aus sozia­
li~tischen Landern, die den EWG-Markt·ordnungen unterliegen 
w Ird mengenmäßi"g k,ontingentiert. Entsprechend einem west~ 
deutschen Vorschlag wurde festgelegt, daß die Agrareinfu~hren 
aus den sozialistischen Ländern die Importe der Jahre 1960 
und 1961 um nicht me'h r als 20 Prozent überschreiten dürfen. 

Es gibt Bestrebungen, auch die Einfuhren von Erdöl künftiO" 
zu beschränken. Nach den Vorstellungen derEWG-Kommissio~ 
soll die Oleinfuhr aus sozialistischen Ländern einen Anteil von 
10 Prozent an der gesamt~n EWiG-Einfuhr nicht übersch reiten. 
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Würde eine solche Begrenzung auch für die einzelnen Länder 
verbindlich sein, müßte Italien, das 16,5 Prozent seines Erd­
öls aus sozialistischen Ländern bezieht, seine Einfuhren erheb­
lieh drosseln. Da das sowjetische Erdöl um ein Drittel billiger 
ist als das von den internationalen Monopolen angebotene, 
würde Italien eines wichtigen Konkurrenzvorteils verlustig 
gehen. 

Der Beschluß des EWiG-Ministerr ates, ab 1. Januar 1970 allen 
dritten Ländern gegenüber eine einheitliche Handelspoliti'k zu 
betreiben, erhä'lt im Verkehr mit den sozialistischen Ländern 
eine betont politische Note: Von der Behinderung des Ost­
handels Jbis zul"l\ Versuch, ihn als politisches Druckmittel aus­
zunutzen, ist es nicht weit. Noch immer spielt in führenden 
imperialistischen Kreisen die Illusion eine Rolle, über den 
Handel auf die Entwicklung der sozialistischen Länder E.influß 
gewinnen zu können. 

* 
Es ergibt sich, daß in der zweiten Hälfte des xx. Jahr­

hunderts die schnelle Entwicklung der Produktivk'räfte auf 
der Grundlage des wissenschaftlich-technischen Fortschlitts 
die I nternat"ionalisierung des Wirtschaftslebens forciert, jedoch 
die Produktionsverhältnisse die'sen Prozeß außerordentlich 
unterschiedlich gesta'lten. 

Die objektiven Gesetzmäßigke"iten des sozialistischen Auf­
baus, die rasche Entwicklung der Produktivkräfte des Sozia­
lismus, die Gemeinsamkeit der Lebensinteressen der Völ'ker 
der sozialistischen Länder bedingen und ermöglichen ei·ne 
immer stärkere Annäherung zwischen den einzelnen natio­
nalen Wirtschaften. 

Di-e monopolistische "Integration" dageg-en bedeutet den 
Versuch der imperialistischen Mächte, sich ökonomisch gegen 
die Länder des Sozialismus abzuschirmen. So werden die ge­
schlossenen Hande'lsblocks zum Instrument im Wirtschafts­
krieg des Imper·ia!lismus gegen den Sozialismus. 

Diese Politik €ntbehrt jeglicher Grund1age und Perspektive, 
denn sie widersprich t den ,objektiven Gesetzmäßigkei ten der 
weltweiten ökonomischen Beziehungen. 
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(36a ) A g 22411!Y.J/64. 4,2 1806 

Von den biSher erschienenen 'I1teln der Reihe "Hefte aus Burg­
scheidungen" sind noch folgende Nummern Ue!erbar: 

28 Prof. Dr, Kurt Wiesner: Albert Schwe1tzer zum 85. Geburts­
wO 

S3 Dr. BohuSlav Posp1§U: Die Prager Christliche Friedens­
konferenz 

57 Die Bewegung nationaler Christen in Indien (The IndJan 
National Hindustani Church) ' 

58 Hermann Kalb, Adolt Nlggemeler, Karl-He1nz Puff: Weg und 
Ziel der Adenauer-CDU - Zu einigen Fragen ihrer 
anUnationalen Politik 

62/63 Alwin Schaper: Der nationale G~anke und der Kampf 
!Ur den Frieden 

64/65 Rolt Börner: .DIe verräterische Politik der Führung der 
Adenauer-CDU 1m Spiegel ihrer Parteiprogramme (19'15 
bis 1961) 

66 Gertrud DUng : Der deutsche KolonLal1smus und der Neo­
kolonialismus des Bonner Staates 

75n8 D r. Gerhard Desezyk : Vermächtnis und Ansporn - Fort­
schrittliche chrtsWche Traditionen 

77 Alwin Scllaper: So wurde Deutschland gespalten 

79 Dr. Heinrich TOepUtz: Der deutsche Friedensvertrag ist 
notwendig 

80 Rolt Börner: Die Verantwortung der Christen bei der Lösung 
der nationalen Frage in DeutsChland 

81 Gerald Götting : Entscheidung des ChriSten für die Sache 
der Nation 

82/83 SIegtried WeIz : Late1namertka tritt auf den Plan 

8fl85 Prof. Dr. Gerhard Kehnscherper : Christltche Existenz in 
der sozialistischen Ordnung 

87 Zu weiteren Erfolgen in der vollendeten soziallstischen Ge­
sellschaft 

8~ J oh annes OerteI : Die Welt des LandesbischofS LUje - Eine 
AUSeinandersetzung 

89 Briete an einen Pfarrer 

90 Fritz BeyUng : Morgenröte unserer neuen Zeit 

92 Alwin Sehaper: OUo Nuschke und seine Zeit 

94 Gerald Gött1ng: Das Programm des Soziallsmus Ist das 
Gesetz unseres Handelns 

95 WoItgang Heyl! Glanz und Elend der Adenauer-CDU 

97 Walter Bredendiek: Die Frledensappelle deutscher Theolo­
gen von 1907/08 und 1913 



98 Gerald. Götting : Wir stärken die politisCh-moralisChe Elnhelt 
unseres Volkes 

991100 Stegfried. Welz: Auf Sand. gebaut - Die amerikanischen 
.Europa"-Pläne nach 1945 

102 Alwln Sehaper: Der Sieg der nationalen Selbstbestimmung 
im z.eI.talter des Sozialismus 

103 Helm Willmann: Fried.enSidee und. Friedensbestrebungen ln 
unseren Ta'gen 

164 Ukich Kutsche: Fried~ in wehrhaften Händen 

105 Hans Kistner : Blickpunkt Südafrlka 

106 Dr. Rudt Rost: Die Arbeit mit den Menschen sachkundIg 
organisieren 

107 RoH Börner: FortsChrittliche Christen 1m 19. Jahrhundert 
und ihr Verhältnis zur Arbeiterklasse 

108 Gerald Götting : Gute Planerfüllung Ist die beste Außen­
politik 

liJ9 GUnter Wirth: Vom Schicksal christlicher Parteien 1925-1934 

llO/1ll1 Gertrud Dling: Zum SCheitern verurteilt 

02 Walter Bredendiek: Emil Fuchs und die Anfänge des Christ­
lichen Arbeitskre1ses beim Friedensrat d.er DDR 

113 Dr. Hubert Faensen : D er Beitrag des chrlstlicb.en Schrift­
stellers zur soz1al1stlschen Nationalliteratur 

114 Prof. Dr. Hans-Hinrieb Jenssen: Politische D1akoni~ im 
Sozialismus 

115 Günter Wlrth : Weltpolltik und Weltchrlstenh e it 

118 Gera ld Götting : Perspektive und Verantwortu ng j unger 
Christen im 'SozialIsmus 

Verkau:f8preis 0,50. DM - Doppelh.eft 1,- DM 


